
RdFU 1/2025 57

RECHTSPRECHUNGART.-NR.: 18

lexis.at/rdfu

urkunde.22 Überdies sind Begünstigte nicht mit Gesellschaftern 
zu vergleichen, weil diese zumeist keine klagbaren Ansprüche 
auf Zuwendungen aus der Stiftung haben und zum anderen ihre 
Rechte nur von den Stiftungsorganen herleiten können.23

17-6 Letztlich führen die unterschiedlichen Auslegungsme-
thoden gem § 7 bzw § 914 ABGB in der Praxis oft zum gleichen 
Ergebnis, sodass man sich meist den Aufwand an unnötig kom-
plexen dogmatischen Überlegungen sparen kann.24 Hinzuwei-
sen ist auch auf die Judikatur des liechtensteinischen OGH, der 
unter Verzicht auf die Unterscheidung von korporativen und ver-
mögensrechtlichen Bestandteilen bei der Auslegung einer Stif-
tungserklärung einer subjektiven, am Stifterwillen orientierten 
Auslegung den Vorzug gibt (Willensprinzip), die lediglich durch 
das Erfordernis einer Andeutung des Willens in der Stiftungser-
klärung – wie bei letztwilligen Verfügungen – beschränkt wird 
(Andeutungstheorie).25

Astrid Deixler-Hübner

22 N. Arnold, PSG4 § 10 Rz 7; Schäfer, ZUS 2012, 27.
23 Vgl dazu auch N. Arnold, PSG4 § 15 Rz 68; Csoklich, Anwendungsbereich 33; 

Baumgartner, GesRZ 2023, 18 ff .
24 Ebenso off enbar Schäfer, ZUS 2012, 27.
25 Ausführlich dazu Heiss in Heiss/Lorenz/Schauer, Stiftungsrecht2 (2022) 

Art 552 § 16 Rz 19 ff ; vgl zB FL-OGH 03 CG.2012.236 LES 2019, 36; 
09 CG.2016.416 LES 2019, 47; 04 CG.2017.542 LES 2019, 150.

und stiftungsinternen Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern. Vorweg: Bei der Abberufung von Vorstandsmitgliedern 
sind – wie auch diese Entscheidung zeigt – mehrere Verfahren 
zu unterscheiden, nämlich die gerichtliche Abberufung gem 
§ 27 Abs 2 PSG, die „stiftungsinterne“ Abberufung durch ein 
dazu zuständiges Organ und das Verfahren betreff end die Lö-
schung des abberufenen Mitglieds im Firmenbuch. Gerade die 
gerichtliche und stiftungsinterne Abberufung greifen zu völlig 
unterschiedlichen Zeitpunkten und entfalten unterschiedli-
che Wirkungen.

1. Sachverhalt
18-2 Im konkreten Fall ging es um die Feststellung der Unwirk-
samkeit der Abberufung von Vorstandsmitgliedern durch den be-
stellungsberechtigten Stifter (kurz „Erststifter“) vom 12. 12. 2019.

Dem vorangegangen war eine gerichtliche Abberufung der 
Vorstandsmitglieder durch Beschluss des LG Klagenfurt vom 
8. 11. 2018, den Vorstandsmitgliedern zugestellt am 13. 11. 2018. 
Am 14. 11. 2018 hat der Erststifter die eben erst gerichtlich ab-
berufenen Vorstandsmitglieder, die off ensichtlich damals noch 
sein Vertrauen genossen, wiederbestellt. Die Vorstandsmitglie-
der überwiesen noch am selben Tag eine vom Stifter festgelegte 
Vorstandsvergütung in Millionenhöhe vom Stiftungskonto an 
sich selbst.

Mit Beschluss des OLG Graz vom 13. 2. 2019 wurde der Ab-
berufungsbeschluss des LG Klagenfurt vom 8. 11. 2018 aufge-
hoben. Zum besseren Verständnis werden die einzelnen Er-
eignisse auf einem Zeitstrahl dargestellt (siehe Abbildung im 
Folgenden).

Im vorliegenden Verfahren ging es primär um die Frage, ob 
die am 12. 12. 2019 vom Erststifter ausgesprochene Abberufung 
der Vorstandsmitglieder wirksam war, also insb, ob ein wichtiger 
Grund für die stiftungsinterne Abberufung vorlag. Als Vorfrage 
war zu klären, ob die am 14. 11. 2018 vom Erststifter vorgenom-
mene Wiederbestellung der Vorstandsmitglieder wirksam war.

2. Zur Zulässigkeit der Wiederbestellung gerichtlich abberufe-
ner Vorstandsmitglieder
18-3 Der OGH entschied, dass Vorstandsmitglieder, welche 
nach § 27 Abs 2 PSG aus wichtigem Grund gerichtlich abbe-
rufen wurden, nur dann stiftungsintern (hier durch den be-
stellungsberechtigten, mittlerweile verstorbenen Erststifter) 
wiederbestellt werden dürfen, wenn der der gerichtlichen Ab-
berufung zugrunde liegende wichtige Grund weggefallen ist.1 
Eine dennoch vorgenommene Wiederbestellung ist unwirk-
sam. Damit werde dem Schutzanliegen des § 27 Abs 2 PSG, 
dem Gericht eine sofort wirksame „Eil- und Notmaßnahme“ 
zur Abwendung von Schaden von der Stiftung an die Hand zu 
geben, Rechnung getragen. MaW kann der Stifter einen ge-

1 Rz 49 der Entscheidung; zur gerichtlichen Abberufung nach § 16 Abs 2 
GmbHG OLG Wien 1. 6. 1990, 3 R 28/90, und Koppensteiner/Rüff ler, 
GmbHG3 § 16 Rz 29; zum Entzug der Geschäftsführungsbefugnis nach 
§ 117 Abs 1 UGB Schopper/Walch in Zib, UGB § 117 Rz 85.

Gerichtliche und stiftungsinterne 
Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern einer Privatstiftung

 » RdFU 2025/18

PSG: § 14, § 15, § 27

OGH 11. 12. 2024, 6 Ob 14/24p

Die Wiederbestellung eines vom Gericht wegen des Vorlie-
gens wichtiger Gründe abberufenen Vorstandsmitglieds 
ist (nur) dann zulässig, wenn der zur Abberufung führende 
wichtige Grund weggefallen ist. Tritt während des gericht-
lichen Verfahrens über die Abberufung eines Vorstands-
mitglieds ein neuer Abberufungsgrund ein, ist eine darauf 
gestützte (neuerliche) Abberufung durch ein dazu berufe-
nes stiftungsinternes Organ zulässig. Auch eine rückwir-
kende Beseitigung eines gerichtlichen Abberufungsbe-
schlusses ändert an den ex ante zu beurteilenden, bereits 
schuldhaft verwirklichten neuen pfl ichtwidrigen Hand-
lungen der Vorstandsmitglieder nichts.

Anmerkung:
18-1 Die vorliegende Entscheidung befasst sich mit wich-
tigen Fragen im Zusammenhang mit der gerichtlichen 
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richtlichen Abberufungsbeschluss nicht durch Wiederbestel-
lung der ihm nach wie vor genehmen Vorstandsmitglieder 
konterkarieren.

Im konkreten Fall war der gerichtliche Abberufungsgrund 
nicht weggefallen, weil, kurz gesagt, der Ehefrau des Stifters 
(der Viertstifterin) die ihr zustehenden Zuwendungen trotz Vor-
liegens einer gegenteiligen OGH-Entscheidung (6 Ob 122/16h) 
vorenthalten wurden. Der Stiftungsvorstand hat damit gegen 
die OGH-Entscheidung verstoßen. Der unberechtigten gericht-
lichen Hinterlegung der auf die Viertstifterin entfallenden Zu-
wendungen nach § 1425 ABGB kam gegenüber der Viertstif-
terin – entgegen der Ansicht der Erstkl und des Drittkl – keine 
schuldbefreiende Wirkung zu, weshalb der Grund für eine ge-
richtliche Abberufung nicht weggefallen und die Wiederbestel-
lung der gerichtlich abberufenen Vorstandsmitglieder nicht zu-
lässig war. Ein Wegfall des Abberufungsgrundes wäre hingegen 
dann denkbar, wenn eine zunächst bestandene Interessenkol-
lision nachträglich wegfällt (in diesem Sinne 6 Ob 116/01d). Im 
Ergebnis wird bei jedem wichtigem Grund, welcher einer ge-
richtlichen Abberufung zugrunde lag, zu prüfen sein, ob das 
Verhalten, welches die Pfl ichtverletzung begründete, noch fort-
besteht und im Falle der Beendigung des pfl ichtwidrigen Ver-
haltens, ob der Pfl ichtverstoß so gravierend war, dass – trotz 
dessen Beendigung – der Stiftung die Fortsetzung des organ-
schaftlichen Mandats des Vorstandsmitgliedes nicht mehr zu-
mutbar ist. Auch umgekehrt könnte sich die Frage stellen, ob 
eine gerechtfertigte stiftungsinterne Abberufung einer stif-
tungsinternen oder gerichtlichen Widerbestellung eines Vor-
standsmitgliedes entgegensteht, wenn der zur Abberufung 
führende Grund nicht weggefallen ist. Im Hinblick darauf, dass 
sich der Maßstab für das Vorliegen eines Abberufungsgrundes 
in beiden Verfahren annähert (siehe unten 18-9), ist mE diese 
Frage zu bejahen. Hingegen ist fraglich, ob die bloße „Verzichts-
erklärung“ auf die Ausübung einer Organfunktion einer Wieder-
bestellung entgegensteht. Allenfalls können aus dem Blickwin-
kel der Treuepfl icht (insb bei Verzichtserklärungen von Stiftern, 
welche zugleich Organmitglieder sind, im Rahmen von „Ent-
fl echtungsvereinbarungen“) Bedenken gegen eine Wiederbe-
stellung eines Organmitgliedes bestehen, welches zuvor auf die 
Ausübung seiner Organfunktion verzichtet hat.

3. Beurteilung der Pfl ichtverletzung aus Ex-ante-Sicht
18-4 Interessant sind in diesem Zusammenhang folgende 
Ausführungen:2

„Auch eine rückwirkende Beseitigung des gerichtlichen Abbe-
rufungsbeschlusses vom 8. 11. 2018 änderte gegenständlich an 
den ex ante zu beurteilenden, bereits schuldhaft verwirklichten 
neuen pfl ichtwidrigen Handlungen der Erstklägerin und des Dritt-
klägers ebenso wenig wie eine allfällige spätere Genehmigung der 
Auszahlungen durch den Stiftungsvorstand.“

Diese Ausführungen sind vor dem Hintergrund der gefestig-
ten Rsp zu lesen, wonach eine gerichtliche Abberufung von Vor-
standsmitgliedern sofort wirksam ist, ohne dass der Ausspruch 
einer vorläufi gen Verbindlichkeit und Vollstreckbarkeit iSd § 44 
Abs 1 AußStrG erforderlich ist.3 Dem Abberufungsbeschluss 
kommt jedoch (gleich Beschlüssen, denen nach § 44 Abs 1 
AußStrG vorläufi ge Verbindlichkeit und Vollstreckbarkeit zu-
erkannt wurde) nur insoweit und nur so lange Verbindlichkeit zu, 
als er nicht in der Folge rechtskräftig abgeändert oder aufgeho-
ben wird. In diesem Fall kommt es zum nachträglichen und rück-
wirkenden Wegfall der vorläufi g zuerkannten Rechte4 bzw im Fall 
einer gerichtlichen Abberufung zur Beseitigung der Abberufung. 
Hieraus folgt jedoch im konkreten Fall, dass die Neubestellung 
der Vorstandsmitglieder mit Beschluss des Stifters vom 14. 11. 
2018 – nach Aufhebung des gerichtlichen Abberufungsbeschlus-
ses vom 8. 11. 2018 mit Beschluss des OLG Graz vom 13. 2. 2019 – 
wieder wirksam geworden wäre. Dieser Schluss wird jedoch in 
der vorliegenden Entscheidung, in der es nur um die Wirksamkeit 
der stiftungsinternen Abberufung vom 12. 12. 2019 ging, nicht 
gezogen.

Wesentlich ist, wie der OGH zutreff end ausführt, dass sich 
durch die rückwirkende Beseitigung des gerichtlichen Abberu-
fungsbeschlusses an der groben Pfl ichtverletzung (Überweisung 
von Honorar trotz mangelnder Vertretungs- und Verfügungsbe-
fugnis der die Überweisung beauftragenden Vorstandsmitglie-
der), welche ex ante zu beurteilen ist, nichts geändert hat.

2 Rz 73 der Entscheidung.
3 Siehe die Nachweise in Rz 45 der Entscheidung.
4 Thunhart in Schneider/Verweijen, AußStrG § 44 Rz 7.
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4. Wirkungen des gerichtlichen Abberufungsverfahrens ab 
Verfahrenseinleitung
18-5 Ein gerichtliches Abberufungsverfahren hat auch Wirkun-
gen ab Verfahrenseinleitung. Dementsprechend wurde eine 
rechtsmissbräuchliche Ausübung eines Kooptierungsrechtes an-
genommen, wenn der Stiftungsvorstand im Zuge eines Abberu-
fungsverfahrens nach § 27 Abs 2 PSG von ihm selbst gewählte, 
ihm off enbar genehme Vorstandsmitglieder kooptiert.5 Diese 
Wirkungen gehen jedoch nicht so weit, dass es dem bestellungs-
berechtigen Stifter verwehrt wäre, Vorstandsmitglieder wäh-
rend eines laufenden Abberufungsverfahrens wiederzubestellen. 
Eine Wiederbestellung (ohne nachträglichen Wegfall der Abberu-
fungsgründe) ist erst nach Zustellung des Abberufungsbeschlus-
ses unzulässig. Bis zur Zustellung des gerichtlichen Abberufungs-
beschlusses sind die Vorstandsmitglieder in aufrechter Organ-
funktion und können an Beschlüssen und Vertretungshand-
lungen gleich wie jene Vorstandsmitglieder mitwirken, gegen 
welche kein Abberufungsverfahren anhängig ist (ausgenommen 
ist nur der Fall der Interessenkollision, wie zB der oben beschrie-
bene Fall der Selbstergänzung).

5. Schwebezustand bei stiftungsinterner  Abberufung
18-6 Anders als bei einer gerichtlichen Abberufung besteht 
bei einer stiftungsinternen Abberufung ein Schwebezustand. 
Die analoge Anwendung des § 75 Abs 4 vierter Satz AktG wird 
von der Judikatur mit der Begründung abgelehnt, dass dies 
de facto zu einer freien Abberufbarkeit führen würde. Das Fir-
menbuchgericht hat im Eintragungsverfahren im Rahmen sei-
ner amtswegigen Prüfpfl icht eine Plausibilitätsprüfung insb da-
hin gehend vorzunehmen, ob ein Abberufungsgrund schlüssig 
dargelegt wurde.6 Eine Abberufung ohne Vorliegen eines Abbe-
rufungsgrundes ist unwirksam. Das abberufene Vorstandsmit-
glied kann – abgesehen von einer Rekurserhebung gegen seine 
Löschung im Firmenbuch – eine Klage auf Feststellung der Un-
wirksamkeit seiner Abberufung im streitigen Verfahren erhe-
ben.7 Bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Feststel-
lungsklage besteht daher ein Schwebezustand.8 Wird der Fest-
stellungsklage stattgegeben, so wird die Abberufung ex tunc 
unwirksam und das Vorstandsmitglied rückwirkend wieder in 
seine Funktion eingesetzt. Wird die Feststellungsklage abge-
wiesen, so fällt der Schwebezustand weg und ist die Abberu-
fung voll wirksam.

Gleich dem AktG kann sich die Privatstiftung im Feststel-
lungsprozess nur auf jene Abberufungsgründe berufen, auf die 
der stiftungsinterne Abberufungsbeschluss gestützt wurde. An-
dere Gründe können nur dann geltend gemacht werden, wenn 
das stiftungsintern zur Abberufung befugte Organ oder die Stelle 
einen neuerlichen Abberufungsbeschluss gefasst hat. Im Aktien-

5 OLG Wien 16. 7. 2012, 28 R 7/12, 28 R 8/12w, 28 R 10/12i PSR 2012, 134 
(Zollner); bestätigt durch OGH 6 Ob 187/12m.

6 Siehe nur OGH 6 Ob 195/10k.
7 Arnold, PSG4 § 15 Rz 123 mwN.
8 Kalss, JEV 2024, 300.

recht wird in diesem Zusammenhang vom „Nachschieben“ von 
Abberufungsgründen gesprochen.9

6. Stiftungsinterne Abberufung während eines anhängigen ge-
richtlichen Abberufungsverfahrens
18-7 Wird während eines gerichtlichen Abberufungsverfahrens 
ein neuerlicher Abberufungsgrund verwirklicht, so ist eine dar-
auf gestützte (neuerliche) Abberufung durch ein dazu berufenes 
stiftungsinternes Organ zulässig.10 Dies wird unter Hinweis auf 
den Meinungsstand zum AktG damit begründet, dass „der Stif-
tung nicht ein Vorstandsmitglied aufgezwungen werden soll, das 
zwar zunächst ohne zureichende Gründe abberufen wurde, bei 
dem aber in der Zwischenzeit ein neuer – nun gerechtfertigter – Ab-
berufungsgrund eingetreten ist“. Damit wird ein weiterer Aspekt 
des Verhältnisses zwischen gerichtlicher und stiftungsinterner 
Abberufung angesprochen. Anders als bei einem Verfahren auf 
Feststellung der Unwirksamkeit der Abberufung bedarf es bei 
einem gerichtlichen Abberufungsverfahren nach § 27 Abs 2 PSG 
jedoch keines „Nachschiebens“ von Abberufungsgründen. Viel-
mehr sind Abberufungsgründe, welche dem Gericht zur Kennt-
nis gelangen, ohnehin vom Amts wegen zu berücksichtigen. Nur 
in jener Fallkonstellation, dass lediglich eine stiftungsinterne Ab-
berufung vorlag, besteht ein Bedarf nach „nachgeschobenen“ 
Abberufungsgründen durch eine neuerliche stiftungsinterne 
Abberufung.

Soweit das gerichtliche Abberufungsverfahren noch nicht ab-
geschlossen ist, steht es mE der abberufungsberechtigten (stif-
tungsinternen) Stelle frei, die Abberufung auch auf Gründe zu 
stützen, welche Gegenstand des gerichtlichen Abberufungsver-
fahrens sind (zumal während des laufenden Verfahrens noch 
ungewiss ist, wie dieses ausgehen wird). Soweit das Gericht zu 
einem späteren Zeitpunkt im Verfahren nach § 27 Abs 2 PSG über 
das Vorliegen oder Nichtvorliegen von Abberufungsgründen ent-
scheidet, besteht hingegen keine Notwendigkeit mehr, diese 
Frage nochmals im Firmenbuchverfahren auf Löschung der Vor-
standsmitglieder infolge stiftungsinterner Abberufung inhaltlich 
zu behandeln.

7. Gerichtliches Abberufungsverfahren nach stiftungsinterner 
Abberufung
18-8 Zu behandeln ist noch der umgekehrte Fall: Nach einer stif-
tungsinternen Abberufung treten neue Abberufungsgründe her-
vor. In diesem Fall ist, wie sich aus 6 Ob 137/14m implizit ergibt,11 
allenfalls von Amts wegen ein gerichtliches Abberufungsverfah-
ren nach § 27 Abs 2 PSG einzuleiten. In diesem Verfahren kön-
nen mE nochmals dieselben Abberufungsgründe, welche bereits 
Gegenstand der stiftungsinternen Abberufung waren, Gegen-
stand der gerichtlichen Abberufung sein. Alles andere käme einer 
im Gesetz nicht vorgesehenen Beschränkung der gerichtlichen 

9 Siehe zum AktG Eckert/Schopper/Madari in Eckert/Schopper, AktG-ON § 75 
Rz 38.

10 Rz 72 der Entscheidung.
11 Siehe nochmals Rz 72 der Entscheidung.
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Entscheidungs- und Aufsichtsbefugnis nach § 27 Abs 2 PSG gleich 
(ähnlich die Argumentation in 6 Ob 137/14m, wonach die Zu-
ständigkeit nach § 27 Abs 2 PSG – anders als jene nach § 27 Abs 1 
PSG – nicht subsidiär zu einer stiftungsinternen Abberufung ist).

8. Gleicher Maßstab für das Vorliegen eines Abberufungsgrun-
des in beiden Verfahren?
18-9 So unterschiedlich das gerichtliche Abberufungsverfahren 
einerseits und das Firmenbuchverfahren wegen Löschung der 
Vorstandsfunktion infolge stiftungsinterner Abberufung ande-
rerseits sind, so sehr nähern sie sich im Kern wieder an. Bei der 
Prüfung, ob ein Abberufungsgrund vorliegt, sind insb die Interes-
sen der Privatstiftung zu berücksichtigen. Wäre im konkreten Fall 
auch eine gerichtliche Abberufung nach § 27 Abs 2 PSG möglich 
gewesen, so ist jedenfalls auch die stiftungsinterne Abberufung 
durch den Stifter rechtmäßig. Auf die Motive des Stifters, welche 
ihn zur stiftungsinternen Abberufung bewogen haben, kommt es 
hiernach nicht mehr an.12

Robert Briem

12 Siehe Rz 81 der Entscheidung.

ter mit Notariatsakt vom 10. 2. 2010 der bfP und deren Bruder B 
jeweils eine 0,5%ige Beteiligung an der D BeteiligungsGmbH un-
entgeltlich übertragen. Mit notariell errichteten Verträgen, eben-
falls vom 10. 2. 2010, gaben die bfP und deren Bruder B Erb- und 
Pfl ichtteilsverzichte ab. Gleichzeitig wurden Abtretungsanbote 
der bfP und deren Bruders B über jeweils 300.000 € für die so-
eben unentgeltlich erhaltenen Gesellschaftsanteile gelegt, die 
jederzeit und unbefristet vom Vater angenommen werden konn-
ten. Beginnend mit 16. 12. 2010 hat die bfP von ihrem Vater Geld-
beträge erhalten, für die sie jeweils „Anrechnungsvereinbarun-
gen“ unterfertigt hat. Laut diesen Vereinbarungen waren die er-
haltenen Beträge für den Fall der Annahme des og Abtretungs-
anbots gegen den vereinbarten Abtretungspreis zu verrechnen.

Streitfrage

19-2 Ua war vor dem BFG streitig, ob die seitens des Vaters an die 
bfP für den Erb- und Pfl ichtteilsverzicht geleistete Zahlung einen 
Einkünftetatbestand iSd EStG – insb jenen des § 29 Z 3 EStG 
(sonstige Leistungen) – erfüllt.

Begründung des BFG (bezogen auf die Streitfrage)

19-3 (...) Letztlich prüfte der Senat noch, inwieweit für den Fall, 
dass die wiederkehrenden Zahlungen iHv insgesamt 300.000 € 
tatsächlich für den Verzicht auf den Pfl ichtteilsanspruch geleis-
tet worden wären, diese als sonstige Einkünfte unter § 29 Abs 3 
EStG zu subsumieren sind, und kommt das Gericht zum Ergeb-
nis, dass das „Verzichtsentgelt“ nicht von § 29 Abs 3 EStG 1988 
umfasst sein würde. Der vor Eintritt des Erbfalls erklärte Erb- 
und/oder Pfl ichtteilsverzicht ist ein erbrechtlicher Vertrag, der 
der Regulierung der Vermögensnachfolge und ihrer Modalitäten 
im Todesfall des potenziellen Erblassers dienen soll. Erhält das 
pfl ichtteilsberechtigte Kind für den Verzicht auf seinen künfti-
gen Anspruch von seinen Eltern als den potenziellen Erblassern 
eine Abfi ndung, so handelt es sich zivilrechtlich und auch steuer-
rechtlich um einen unentgeltlichen Vorgang, der nicht der Ein-
kommensteuer unterliegt (siehe dazu auch SWK 22/2010, S 667).

Anmerkung:
1. Praktische Bedeutung des Pfl ichtteilsverzichts
19-4 Streitgegenständlich war vor dem BFG eine sog „Vor-

wegnahme der Erbfolge unter Lebenden unter Abgabe eines 
Erb- und Pfl ichtteilsverzichts seitens der weichenden Geschwis-
ter“, somit ein in praxi relativ häufi g auftretender Sachverhalt. 
Die Vermögensübertragung des potenziellen Erblassers an eine 
oder mehrere nachfolgeberechtigte Personen ist klassischer-
weise fl ankiert mit einem Pfl ichtteilsverzicht (§ 551 ABGB) der 
nicht bedachten, aber pfl ichtteilsberechtigten Personen, um 
einerseits die Testierfreiheit des Erblassers zu erhöhen und ande-
rerseits Streitigkeiten im Nachlassverfahren des Erblassers (insb 
zu Schenkungsanrechnungen und deren Bewertung) zu vermei-
den. Erbverzichte sind hingegen deutlich seltener anzutreff en als 
reine Pfl ichtteilsverzichte, sie sind auch riskanter und zugleich 

STEUERRECHT

Keine Einkommensteuerpfl icht einer 
Abfi ndung für einen Erb- und/oder 
Pfl ichtteilsverzicht

 » RdFU 2025/19

EStG: § 27 Abs 3, § 29 Z 3, § 31

BFG Salzburg 14. 2. 2024, RV/6100228/2021

Entgelte für einen Erb- oder Pfl ichtteilsverzicht sind we-
der als Veräußerungsentgelt noch als sonstige Leistung iSd 
§ 29 Z 3 EStG einkommensteuerpfl ichtig.

Sachverhalt

19-1 Anfang  2010 hat der Bruder A der beschwerdeführenden 
Partei (bfP) für die Errichtung seines Einfamilienhauses 300.000 € 
vom gemeinsamen Vater geschenkt erhalten. Der gleiche Be-
trag wurde der bfP und deren Bruder B als Schenkung zugesagt, 
aber aufgrund der nicht vorhandenen Liquidität vorerst vom Va-
ter nicht ausbezahlt. Zur Besicherung dieser Zusage hat der Va-




